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2022

Vierundzwanzigste Änderung der Satzung 
der Rheinischen Versorgungskassen

vom 29. November 2022

Auf Grund des § 3 Absatz 1 des Gesetzes über die kom-
munalen Versorgungskassen und Zusatzversorgungskas-
sen im Lande Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. November 1984 (GV. NRW. 
S. 694, ber. S. 748), der zuletzt durch Artikel 14 des Zu-
ständigkeitsbereinigungsgesetzes vom 23. Januar 2018 
(GV. NRW. S.  90) geändert worden ist, hat der Verwal-
tungsrat in der Sitzung am 29. November 2022 wie folgt 
beschlossen:

1

Die Satzung der Rheinischen Versorgungskassen vom 
19. November 1985 (GV. NRW. 1986 S. 71 / StAnz. RhPf. 
1986  S.  79), zuletzt geändert durch die 23. Satzungs-
änderung vom 22. Mai 2020 (GV. NRW. S.  386 / StAnz. 
RhPf. 2020 S. 375), wird wie folgt geändert:

1.  § 2 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  „(3) 1Die Mitglieder können die Rheinischen Versor-
gungskassen beauftragen, für sie die Aufgaben der 
Festsetzungsstellen für die Besoldung sowie für die 
Beihilfeleistungen und die Festsetzungsbefugnisse 
der Obersten Dienstbehörde gemäß § 49 Abs. 1 Satz 1 
BeamtVG oder entsprechenden landesgesetzlichen 
Bestimmungen wahrzunehmen.  2Hierbei handeln die 
Rheinischen Versorgungskassen in Vertretung der 
Mitglieder im eigenen Namen. 3Die Aufgabenübertra-
gung erstreckt sich dabei nach § 2 Absatz 2 VKZVKG 
NRW und §  91 Absatz  1 Satz  2 in Verbindung mit 
 Absatz 4 LBG NRW auch auf die Durchführung von 
Widerspruchs- und Klageverfahren.“

2.  § 5 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) 1Zu den Sitzungen des Verwaltungsrates lädt die 
Vorsitzende/der Vorsitzende mit mindestens vierzehn-
tägiger Frist unter Bekanntgabe der im Benehmen 
mit der Leiterin/dem Leiter der Rheinischen Versor-
gungskassen festgesetzten Tagesordnung in Textform 
ein. 2Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind nicht 
öffentlich. 3Über den wesentlichen Inhalt und über 
die Beschlüsse jeder Sitzung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die von der Vorsitzenden/vom Vorsitzenden 
und der/dem vom Verwaltungsrat bestellten Schrift-
führerin/Schriftführer zu unterzeichnen ist.“

3.  § 5a wird neu eingefügt:

 „§ 5a
 Virtuelle Sitzungen des Verwaltungsrates

  (1) 1Sitzungen des Verwaltungsrates können in be-
gründeten Ausnahmefällen auch ohne physische 
Präsenz der Mitglieder abgehalten werden (virtuelle 
Sitzungen). 2Die Entscheidung über die Durchfüh-
rung einer Sitzung in virtueller Form trifft die/der 
Vorsitzende des Verwaltungsrates im Benehmen mit 
der Leiterin/dem Leiter der Rheinischen Versor-
gungskassen.

  (2) Virtuelle Sitzungen des Verwaltungsrates sollen 
in Bild und Ton übertragen werden.

  (3) 1Im Falle einer virtuellen Sitzung gelten zuge-
schaltete Mitglieder als anwesend im Sinne von § 5 
Abs. 4 Satz 1, solange sie zumindest über eine Ton-
verbindung zu den übrigen Teilnehmenden verfügen. 
2Die per Bild- und/oder Tonübertragung teilnehmen-
den Mitglieder stellen die Wahrung der Nichtöffent-
lichkeit der Sitzung in eigener Verantwortung sicher.

  (4) 1Die Stimmabgabe zur Beschlussfassung erfolgt 
bei Mitgliedern, die per Bild und Ton teilnehmen, 
über das Heben einer Hand, welches im Bild erkenn-
bar ist, und bei Mitgliedern, die ausschließlich per 
Ton teilnehmen, über eine Einzelabfrage durch den/
die Vorsitzende/n und eine klar artikulierte Zu-
stimmung, Ablehnung oder Enthaltung. 2Im An-
schluss an die Stimmabgabe gibt die/der Vorsitzende 
das Abstimmergebnis bekannt. 3Einwände hiergegen 
können nur bis zum Aufruf des nächsten Tages-

ordnungspunktes nach Bekanntgabe des Abstimm-
ergebnisses erhoben werden.    

  (5) Alle weiteren Regelungen zu den Sitzungen und 
zur Beschlussfassung des Verwaltungsrates bleiben 
unberührt, soweit die Absätze 1 bis 4 keine davon 
abweichenden Festlegungen enthalten.“

4.  § 13 wird wie folgt gefasst:

 „§ 13
  Umbildung und Aufl ösung von 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts

  (1) Wird ein Mitglied oder werden mehrere Mitglie-
der vollständig in eine oder mehrere den Rheini-
schen Versorgungskassen angehörende juristische 
Personen des öffentlichen Rechts eingegliedert, ge-
hen die Rechte und Pfl ichten aus der Mitgliedschaft 
im Umfang der übernommenen Beamtinnen/Beam-
ten und Versorgungsempfängerinnen/Versorgungs-
empfänger auf die aufnehmende juristische Person 
des öffentlichen Rechts über.

  (2) 1Wird ein Mitglied teilweise in eine oder mehrere 
den Rheinischen Versorgungskassen angehörende ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts eingeglie-
dert, gehen die Rechte und Pfl ichten aus der Mit-
gliedschaft auf die jeweils aufnehmende juristische 
Person des öffentlichen Rechts über, soweit diese Be-
amtinnen/Beamte übernimmt. 2Hinsichtlich der Ver-
sorgungsempfängerinnen/der Versorgungsempfänger 
gilt dies nur insoweit, als entsprechende Übernah-
mevereinbarungen getroffen werden.

  (3) 1Absatz 1 und 2 gelten entsprechend, wenn

 a)  mehrere Mitglieder oder Teile von ihnen zu einer 
neuen juristischen Person des öffentlichen Rechts,

 b)  Teile eines Mitgliedes mit einer oder mehreren 
den Rheinischen Versorgungskassen angehören-
den juristischen Personen des öffentlichen Rechts

  zusammengeschlossen werden. 2An die Stelle der 
aufnehmenden tritt in diesen Fällen die neue juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts.

  (4) 1Wird ein Mitglied in eine den Rheinischen Ver-
sorgungskassen nicht angehörende juristische Per-
son des öffentlichen Rechts eingegliedert oder mit 
einer solchen zu einer neuen juristischen Person des 
öffentlichen Rechts zusammengeschlossen, so schei-
det es zum gleichen Zeitpunkt mit allen Rechten und 
Pfl ichten aus den Rheinischen Versorgungskassen 
aus. 2Tritt die aufnehmende oder die neue juristische 
Person des öffentlichen Rechts zu dem gleichen Zeit-
punkt den Rheinischen Versorgungskassen mit ihren 
übrigen Beamtinnen/Beamten bei, so gehen hin-
sichtlich der übernommenen Beamtinnen/Beamten 
und Versorgungsempfängerinnen/Versorgungsemp-
fänger die Rechte und Pfl ichten auf das neue Mit-
glied über; insoweit gilt der Erwerb der Mitglied-
schaft nicht als Neubeitritt. 3Wird von der Möglich-
keit nach Satz  2 kein Gebrauch gemacht, gilt §  12 
Abs. 3 und 5.

  (5) 1Wird eine den Rheinischen Versorgungskassen 
nicht angehörende juristische Person des öffentli-
chen Rechts einem Mitglied eingegliedert, so erstre-
cken sich die Verpfl ichtungen der Rheinischen Ver-
sorgungskassen auch auf die eingebrachten Versor-
gungsverpfl ichtungen. 2Bei teilweiser Eingliederung 
in eine den Rheinischen Versorgungskassen angehö-
rende juristische Person des öffentlichen Rechts gilt 
Satz 1 hinsichtlich der übernommenen Beamtinnen/
Beamten und Absatz  2 Satz  2 hinsichtlich der Ver-
sorgungsempfängerinnen/Versorgungsempfänger 
entsprechend.

  (6) Werden im Zusammenhang mit einem sonstigen 
Aufgabenübergang einzelne Beamtinnen/Beamte 
 eines Mitgliedes von einem anderen Mitglied der 
Rheinischen Versorgungskassen übernommen, gilt 
Absatz 2; werden einzelne Beamtinnen/Beamte einer 
den Rheinischen Versorgungskassen nicht angehö-
renden juristischen Person des öffentlichen Rechts 
von einem Mitglied übernommen, gilt Absatz  5 
Satz 2 sinngemäß.
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  (7) Bei der Aufl ösung einer den Rheinischen Versor-
gungskassen angehörenden juristischen Person des 
öffentlichen Rechts fi nden entsprechend Anwendung

 a)  Absatz  1, soweit Beamtinnen/Beamte und Ver-
sorgungsempfängerinnen/Versorgungsempfänger 
auf ein oder mehrere Mitglieder,

 b)  Absatz  4 Satz  2 und 3, soweit Beamtinnen/
Beamte und Versorgungsempfängerinnen/Versor-
gungsempfänger auf eine den Rheinischen Versor-
gungskassen nicht angehörende juristische Per-
son des öffentlichen Rechts 

  übergehen.“

5.  § 23 entfällt:

  „(weggefallen)“

6.  § 24 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) 1Die Rheinischen Versorgungskassen berechnen 
die Leistungen und zahlen sie, obwohl Rechtsbezie-
hungen nur zwischen ihr und den Mitgliedern beste-
hen, unmittelbar an die Berechtigten aus. 2Die Zu-
ständigkeit der Mitglieder für die Ausfertigung und 
Zustellung der Bescheide über die erstmalige Fest-
setzung von Versorgungsleistungen bleibt unberührt, 
soweit keine Übertragung der Befugnisse der Obers-
ten Dienstbehörde gemäß §  49 Abs.1 Satz  1 
BeamtVG oder entsprechenden landesgesetzlichen 
Bestimmungen erfolgt ist.  3Die Rheinischen Versor-
gungskassen sind berechtigt, Folgebescheide über 
die Regelung von Leistungen im Sinne des §  16 
Abs. 1 unmittelbar den Berechtigten zu übermitteln; 
insoweit vertritt die Versorgungskasse – unbeschadet 
des § 11 Abs. 1 – die Mitglieder.“

7.  § 35a wird neu eingefügt:

 „§ 35a
  Verteilung des vorhandenen Rücklagenbestandes 

der Sonderrücklage

  1Die nach dem Wegfall der Regelung des §  35 im 
Rahmen der 22. Änderung dieser Satzung vorhan-
denen Mittel der Sonderrücklage werden an die 
zum 31. Dezember 2020 vorhandenen Mitglieder der 
Umlagegemeinschaften verteilt. 2Die Verteilung ent-
spricht dem Anteil des Mitgliedes an der Gesamtum-
lagebemessungsgrundlage der jeweiligen Umlagege-
meinschaft für das Wirtschaftsjahr 2020. 3Sie erfolgt 
im Wege einer einmaligen Gutschrift.“

8.  § 44 wird wie folgt gefasst:

 „§ 44
  Verwaltungstreuhand der 

Rheinischen Versorgungskassen und Nachweis 
über den Stand der Versorgungsrücklagen

  (1) 1Die Rheinischen Versorgungskassen können die 
vom Mitglied gebildeten Versorgungsrücklagen als 
Treuhänder im „Kommunalen Versorgungsrücklagen 
Fonds (KVR-Fonds)“ verwalten. 2Sie zeichnen dazu 
in Höhe der von den Mitgliedern geleisteten Zufüh-
rungen Fondsanteile und verwahren diese für die 
einzelnen Mitglieder entsprechend der von ihnen ge-
leisteten Beiträge. 3Unmittelbare Ansprüche der 
Mitglieder gegen den Fonds werden nicht begründet.

  (2) Als Nachweis über den Stand seiner Versor-
gungsrücklagen erhält das Mitglied zum Jahresbe-
ginn eine Aufstellung über Anzahl und Wert der ihm 
zuzurechnenden Fondsanteile.

  (3) (weggefallen)“

9.  § 45 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Eine nach § 4 Absatz 1 Satz 1 VKZVKG beste-
hende Pfl ichtmitgliedschaft kann gemäß § 2 Absatz 5 
VKZVKG um den Aufgabenkreis „treuhänderische 
Verwaltung der Versorgungsrücklagen im KVR-
Fonds“ erweitert werden.

  (2) 1Im Übrigen bedarf es dazu eines gesonderten 
Antrags, der auch auf eine Neubegründung der Mit-
gliedschaft in diesem Umfang gerichtet sein kann. 
2Der erforderliche Antrag wird mit Überweisung der 
Zuführungen zur Versorgungsrücklage auf das dafür 

vorgesehene Konto der Rheinischen Versorgungskas-
sen bei der Verwahrstelle konkludent gestellt.

  (3) Eine nach Absatz  2 erweiterte bzw. beschränkt 
begründete Mitgliedschaft kann ohne Einfl uss auf 
den Fortbestand einer Mitgliedschaft im Übrigen 
durch schriftliche Kündigung mit einer Frist von 
3  Monaten zum Vierteljahresschluss beendet wer-
den.“

10.  §§ 46-47 entfallen:

  „(weggefallen)“

11.  § 48 wird wie folgt gefasst:

  „(1) 1Der von den Rheinischen Versorgungskassen 
gemeinsam mit weiteren Versorgungskassen aufge-
legte „Kommunaler Versorgungsrücklagen-Fonds 
(KVR-Fonds)“ ist ein Spezialfonds nach dem Kapi-
talanlagegesetzbuch (KAGB).  2Der KVR-Fonds ist 
ein gemischter Aktien- und Rentenfonds.  3Er steht 
im Einklang mit den Vorgaben des Erlasses des In-
nenministeriums NRW über die „Anlage von Kapital 
durch Gemeinden und Gemeindeverbände“ sowie 
den dort in Bezug genommenen Vorschriften des § 16 
Abs. 2 VKZVKG. 

  (2) 1Die Rheinischen Versorgungskassen treffen die 
Auswahl einer geeigneten Kapitalverwaltungsgesell-
schaft und Verwahrstelle.  2Die Verwahrstelle über-
wacht die Verfügungen über das Vermögen auf Über-
einstimmung mit den gesetzlichen Bestimmungen 
des KAGB und den vertraglich fi xierten Vereinba-
rungen.  3Die Anteilseigner beraten die Kapitalver-
waltungsgesellschaft im Anlageausschuss in Grund-
satzfragen der Anlagepolitik.

  (3) Anfallende  Erträge und realisierte Kursgewinne 
verbleiben entsprechend dem Anlagezweck zur Wie-
deranlage im Fonds (thesaurierender Fonds).

  (4) 1Weder beim Erwerb noch bei der Rückgabe von 
Fondsanteilen durch die Rheinischen Versorgungs-
kassen entstehen Kosten in Form von Aufgabeauf-
schlägen oder Provisionen. 2Die Fondsanteile werden 
zum jeweiligen Nettoinventarwert abgerechnet.“

2

Die Änderungen treten am Tag nach der Bekanntma-
chung in Kraft.

Köln, den 29. November 2022

P e t r a u s c h k e

Vorsitzender des Verwaltungsrats

T o b i a s

Schriftführerin

Die vorstehende Vierundzwanzigste Änderung der Sat-
zung der Rheinischen Versorgungskassen (RVK) hat das 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitali-
sierung des Landes Nordrhein-Westfalen am 30. Novem-
ber 2022 angenommen. Sie wird nach § 3 Absatz 2 Satz 1 
des Gesetzes über die kommunalen Versorgungskassen 
und Zusatzversorgungskassen im Lande Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht.

Köln, den 1. Dezember 2022

Rheinische Versorgungskassen

Die Leiterin der Kassen

Ulrike  L u b e k

– GV. NRW. 2022 S. 1068
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Vierte Verordnung zur Änderung 
der Meldedatenübermittlungsverordnung

Vom 7. Dezember 2022

Auf Grund des § 11 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 6 und 7 
des Meldegesetzes NRW in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. September 1997 (GV. NRW. S.  332, 
ber. S. 386), der durch Artikel 1 Nummer 20 des Gesetzes 
vom 8. September 2015 (GV. NRW. S. 666) eingefügt wor-
den ist, verordnet das Ministerium des Innern:

Artikel 1

Die Meldedatenübermittlungsverordnung vom 20. Okto-
ber 2015 (GV. NRW. S. 707), die zuletzt durch Verordnung 
vom 8. September 2021 (GV. NRW. S.  1084) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird nach der Angabe „34,“ die An-
gabe „34a,“ eingefügt.

 b)  Absatz 5 Satz 1 wird aufgehoben.

 c)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird aufgehoben.

  bb)  In dem neuen Satz  1 wird die Angabe 
„Satz  1“ durch die Wörter „§  34 Absatz  2 
Satz 5 des Bundesmeldegesetzes“ ersetzt.

  cc)  In dem neuen Satz 2 werden nach dem Wort 
„trägt“ die Wörter „im Falle des §  34 Ab-
satz 6 Satz 2 des Bundesmeldegesetzes“ ein-
gefügt.

2.  In § 3 Absatz 3 wird die Tabelle wie folgt geändert:

 a)  In Nummer  3 werden nach den Wörtern „Ge-
burtsdatum und -ort“ die Wörter „sowie bei Ge-
burt im Ausland auch der Staat“ eingefügt.

 b)  In Nummer 5 wird die Angabe „1201“ durch die 
Angabe „1200“ ersetzt.

3.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 werden die Wörter „den Bundespräsi-
denten und“ gestrichen.

 b)  In Absatz 2 wird die Tabelle wie folgt geändert:

  aa)  Nach Nummer  3 wird folgende Nummer  4 
eingefügt:

   „4. Geschlecht 0701“

  bb)  Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und 
die Angabe „1201“ durch die Angabe „1200“ 
ersetzt.

  cc)  Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.

  dd)  Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7 und 
nach der Angabe „6.“ werden die Wörter 
 „Familienstand und“ eingefügt. 

  ee)  Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden die 
Nummern 8 und 9.

4.  In §  5 Absatz  2 Nummer  10 der Tabelle wird das 
Wort „Sterbetag“ durch das Wort „Sterbedatum“ er-
setzt.

5.  In §  6 Satz  1 Nummer  11 der Tabelle werden die 
Wörter „Sterbetag und -ort“ durch die Wörter „Ster-
bedatum und -ort sowie bei Versterben im Ausland 
auch der Staat“ ersetzt.

6.  In § 7 Absatz 1 wird die Tabelle wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 2 wird die Angabe „0203“ durch die 
Angabe „0204“ ersetzt.

 b)  In Nummer 7 werden nach den Wörtern „Tag des 
Ein- und Auszugs“ ein Komma sowie die Wörter 
„Datum der Anmeldung oder Abmeldung von 
Amts wegen“ eingefügt und nach der Angabe 
„1306,“ wird die Angabe „1308, 1309,“ eingefügt.

 c)  In Nummer 10 wird das Wort „Sterbetag“ durch 
das Wort „Sterbedatum“ ersetzt.

 d)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

   „(2) Sofern ein Rückmeldeverfahren aus Anlass 
einer Anmeldung, einer Anmeldung ohne Bezug 
einer neuen Wohnung im Inland oder bei Ände-
rungen des Wohnungsstatus vorgesehen ist, er-
folgt die Übermittlung der Daten nach Absatz 1 
erst nach Abschluss des Rückmeldeverfahrens.“

 e)  Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Ab-
sätze 3 und 4.

7.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird die Tabelle wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer 2 wird die Angabe „0203“ durch 
die Angabe „0204“ ersetzt.

  bb)  In Nummer 7 wird nach der Angabe „1801,“ 
die Angabe „1801a,“ eingefügt.

 b)  In Absatz 2 Satz 1 wird die Tabelle wie folgt ge-
ändert:

  aa)  In Nummer 2 wird die Angabe „0203“ durch 
die Angabe „0204“ ersetzt.

  bb)  In Nummer 3 werden nach den Wörtern „Ge-
burtsdatum und -ort“ die Wörter „sowie bei 
Geburt im Ausland auch den Staat“ einge-
fügt. 

 c)  In Absatz 6 Satz 1 wird die Tabelle wie folgt ge-
ändert:

  aa)  In Nummer 1 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt.

  bb)  In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

  cc)  Folgende Nummer 3 wird angefügt:

   „3.  Rechtliche Zugehörigkeit  1104.“
      zu einer öffentlich-rechtlichen 

Religionsgesellschaft

8.  In § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Tabelle wird 
die Angabe „0203“ durch die Angabe „0204“ ersetzt.

9.  In § 10a wird die Tabelle wie folgt geändert:

 a)  In Nummer  3 werden nach den Wörtern „Ge-
burtsdatum und -ort“ die Wörter „sowie bei Ge-
burt im Ausland auch den Staat“ eingefügt.

 b)  In Nummer 6 wird die Angabe „1231“ durch die 
Angabe „1233“ und die Angabe „1801“ durch die 
Angabe „0918, 0919“ ersetzt.

 c)  In Nummer 7 wird die Angabe „1223“ durch die 
Angabe „1233“ ersetzt.

10.  In § 10b wird die Tabelle wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 5 werden nach dem Wort „Anschrift“ 
ein Komma und die Wörter „Geschlecht, Aus-
kunftssperren nach §  51 Bundesmeldegesetz“ 
eingefügt und die Angabe „0916“ wird durch die 
Angabe „0919“ ersetzt.

 b)  Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 einge-
fügt:

„7. Auskunftssperren nach § 51 
 Bundesmeldegesetz

1801,“.

 c)  Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden die 
Nummern 8 und 9.

11.  In §  10d Nummer  5 werden nach dem Wort „An-
schrift“ ein Komma und die Wörter „Auskunftssper-
ren nach § 51 Bundesmeldegesetz“ eingefügt und die 
Angabe „0916“ wird durch die Angabe „0919“ er-
setzt. 

12.  In §  10e Absatz  1 Nummer  6 der Tabelle werden 
nach dem Wort „Anschriften“ die Wörter „gekenn-
zeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung“ einge-
fügt.

13.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach 
dem Wort „Behörde,“ die Wörter „bei einer 
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Personensuche nach §  34a Absatz  2 Satz  1 
des Bundesmeldegesetzes und bei einer 
freien Suche nach § 34a Absatz 3 Satz 1 des 
Bundesmeldegesetzes die in §  40 Absatz  1 
und 2 des Bundesmeldegesetzes genannten 
Daten sowie“ eingefügt.

  bb)  Nummer 3 wird aufgehoben.

  cc)  Nummer 4 wird Nummer 3 und wie folgt ge-
fasst: 

    „3. den Zeitpunkt der Weiterleitung des Ab-
rufs und“.

  dd)  Nummer 5 wird aufgehoben.

  ee)  Nummer  6 wird Nummer  4 und das Wort 
„und“ am Ende durch einen Punkt ersetzt.

  ff)  Nummer 7 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 9 wird aufgehoben.

 c)  Absatz 10 wird Absatz 9.

 d)  Absatz 11 wird Absatz 10 und wie folgt gefasst:

   „(10) Die Datenübermittlungen nach Absatz 1 an 
öffentliche Stellen des Landes gemäß §  7 Ab-
satz 1 des Meldegesetzes NRW sowie der länder-
übergreifende Datenabruf erfolgen gemäß den in 
§ 2 Absatz 1 der Bundesmeldedatenabrufverord-
nung vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3209) geregel-
ten Grundsätzen.“.

 e)  Absatz 12 wird Absatz 11. 

14.  § 12 wird wie folgt gefasst: 

 „§ 12

 Behördenauskünfte im Abrufverfahren

  (1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben rufen alle öffentli-
chen Stellen des Landes Nordrhein-Westfalen, die 
der Aufsicht des Landes unterstehen, und die Ge-
richte Meldedaten und Hinweise zu Einzelabfragen 
bei der Meldebehörde automatisiert über das nach 
§ 11 zugelassene Portal ab. Bei einer Personensuche 
sind vorbehaltlich abweichender Bestimmungen in 
dieser Verordnung die Daten gemäß §  34a Absatz  2 
Satz 1 des Bundesmeldegesetzes zu übermitteln. Bei 
einer freien Suche sind vorbehaltlich abweichender 
Bestimmungen in dieser Verordnung die Daten ge-
mäß § 34a Absatz 3 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes 
zu übermitteln.

  (2) Ist abrufende Stelle eine der in §  34 Absatz  4 
Satz  1 des Bundesmeldegesetzes genannten Behör-
den, dürfen von ihr zur Erfüllung der durch Rechts-
vorschriften übertragenen Aufgaben bei einer Perso-
nensuche vorbehaltlich abweichender Bestimmun-
gen in dieser Verordnung die Daten nach §  34a 
Absatz 2 Satz 1 und 2 des Bundesmeldegesetzes und 
bei einer freien Suche die Daten nach § 34a Absatz 3 
des Bundesmeldegesetzes abgerufen werden. Dar-
über hinaus darf von diesen Behörden zur Erfüllung 
der durch Rechtsvorschriften übertragenen Auf-
gaben im Rahmen einer Personensuche nach §  34a 
Absatz  2 Satz  1 des Bundesmeldegesetzes das 
 folgende Datum abgerufen werden:

Blattnummer des 
DSMeld (Datenblatt)

rechtliche Zugehörigkeit zu 
einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaft

1101, 1104.

  (3) Alle öffentlichen Stellen anderer Länder und des 
Bundes, die der Aufsicht des Bundes oder eines Lan-
des unterstehen, rufen die in Absatz  1 genannten 
Daten über das von dem für Inneres zuständigen 
 Ministerium betriebenen Meldeportal Behörden ab.

  (4) Alle öffentlichen Stellen des Landes Nordrhein-
Westfalen, die der Aufsicht des Landes unterstehen, 
und die Gerichte rufen die in Absatz  1 genannten 
Daten bei Meldebehörden anderer Länder oder de-
ren Zentralen Stellen automatisiert über das nach 
§ 11 zugelassene Portal ab.

  (5)  Das für Inneres zuständige Ministerium be-
stimmt zur Sicherstellung des Verfahrens des 
 Datenabrufes über die Zentrale Stelle nach den 
§§  34a und 39 des Bundesmeldegesetzes die 
 Eintragungen der erforderlichen technischen 
Verbindungsparameter im Deutschen Verwal-
tungsdiensteverzeichnis.“

15.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift werden nach dem Wort 
„Kreise“ die Wörter „und Kreisordnungsbehör-
den“ eingefügt.

 b)  Nach dem Wort „Kreise“ werden die Wörter „und 
Kreisordnungsbehörden“ eingefügt.

16.  § 15 wird wie folgt gefasst:

 „§ 15
 Datenabruf durch örtliche Ordnungsbehörden

  Zur Erfüllung der den örtlichen Ordnungsbehörden 
gemäß § 8 des Bestattungsgesetzes vom 17. Juni 2003 
(GV. NRW. S.  313) in der jeweils geltenden Fassung 
obliegenden Aufgaben dürfen die Meldebehörden 
den zuständigen Behörden das folgende Datum im 
Rahmen einer Personensuche nach §  34a Absatz  2 
Satz 1 des Bundesmeldegesetzes übermitteln:

Blattnummer des 
DSMeld (Datenblatt)

rechtliche Zugehörigkeit zu 
einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaft

1101, 1104.

 “

17.  Die §§ 16 bis 22a werden aufgehoben.

18.  Die §§ 23 und 24 werden die §§ 16 und 17.

19.  §  25 wird §  18 und in Absatz  1 werden die Wörter 
„zu den Daten des § 12 Absatz 1 die in § 12 Absatz 2 
Nummern 1 bis 3, 7 bis 10, 12 und 13 genannten Da-
ten im Wege des Datenabrufs“ durch die Wörter „fol-
gende Daten im Wege des Datenabrufs im Rahmen 
einer Personensuche nach § 34a Absatz 2 Satz 1 des 
Bundesmeldegesetzes“ und der Punkt am Ende 
durch einen Doppelpunkt und die Wörter

 „

Blattnummer des 
DSMeld (Datenblatt)

1.  Ehename, Lebenspartner-
schaftsname

2.  waffenrechtliche 
 Erlaubnisse

3.  sprengstoffrechtliche 
 Erlaubnisse

0103, 0103a, 0105, 
0105a,
2601 bis 2604 und

2801, 2802.

 “ ersetzt.

20.  Die §§ 26 und 27 werden die §§ 19 und 20.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 7. Dezember 2022

Der Minister des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Herbert  R e u l

– GV. NRW. 2022 S. 1070
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Gesetz 
zur Änderung des Justizgesetzes 

Nordrhein-Westfalen sowie weiterer Gesetze 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Änderung des Justizgesetzes 

Nordrhein-Westfalen sowie weiterer Gesetze 

Vom 6. Dezember 2022

300
Artikel 1

Änderung des Justizgesetzes 
Nordrhein-Westfalen

Das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 
2010 (GV. NRW. S.  30), das zuletzt durch Artikel  7 des 
Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 543) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu Teil 2 Kapitel 1 Abschnitt 2 wird 
wie folgt gefasst:

  „Abschnitt 2: 
   Übersetzerinnen und Übersetzer, 

Gebärdensprachdolmetscherinnen und 
 Gebärdensprachdolmetscher“.

 b)  Die Angaben zu den §§  33 bis 43 werden wie 
folgt gefasst:

  „§ 33  Übersetzerinnen und Übersetzer

  § 34  Bestätigung der Übersetzung

  § 35  Gebärdensprachdolmetscherinnen und 
 Gebärdensprachdolmetscher

  § 36  Zuständigkeit

  § 37  Ordnungswidrigkeit

  § 38  Kosten

  § 39  Vorübergehende Dienstleistungen

  § 40  (weggefallen)

  § 41  (weggefallen)

  § 42  (weggefallen)

  § 43  (weggefallen)“.

 c)  Nach der Angabe zu § 43 werden folgende Anga-
ben eingefügt:

  „Abschnitt 3:
  Sachverständige

   § 43a Übermittlung personenbezogener Daten“.

 d)  Die Angabe zu § 129c wird wie folgt gefasst:

   „§ 129c Weitere Auslagen“.

2.  Die Überschrift des Teils 2 Kapitel 1 Abschnitt  2 
wird wie folgt gefasst:

 „Abschnitt 2:
  Übersetzerinnen und Übersetzer, 

Gebärdensprachdolmetscherinnen und 
 Gebärdensprachdolmetscher“

3.  § 33 wird wie folgt gefasst:

 „§ 33
 Übersetzerinnen und Übersetzer

  (1) Zur schriftlichen Sprachübertragung für gericht-
liche und staatsanwaltliche Zwecke werden Über-
setzerinnen und Übersetzer im Sinne von § 142 Ab-
satz 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung ermächtigt.

  (2) Auf die Ermächtigung fi nden die §§  3, 4 und 5 
Absatz  3 und 4 sowie die §§  7 bis 10 des Ge-
richtsdolmetschergesetzes vom 10. Dezember 2019 
(BGBl.  I S.  2121, 2124), das zuletzt durch Artikel  7 
des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099) ge-
ändert worden ist, entsprechende Anwendung. An 
die Stelle der Dolmetscherprüfung und der Prüfung 
für den Dolmetscherberuf tritt die entsprechende 
Prüfung für Übersetzerinnen und Übersetzer.

  (3) Übersetzerinnen und Übersetzer sind zur Ge-
heimhaltung besonders zu verpfl ichten und insbeson-
dere auf die Vorschriften über die Wahrung des Steu-
ergeheimnisses gemäß §  30 der Abgabenordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1.  Oktober 
2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch 
Artikel  1 des Gesetzes vom 12. Juli 2022 (BGBl.  I 
S.  1142) geändert worden ist, hinzuweisen. §  1 Ab-
satz 2 und 3 des Verpfl ichtungsgesetzes vom 2. März 
1974 (BGBl.  I S. 469, 547), das durch § 1 Nummer 4 
des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBl.  I S.  1942) 
geändert worden ist, gilt entsprechend.

  (4) Die Übersetzerermächtigung umfasst das Recht, 
die Richtigkeit und Vollständigkeit von Übersetzun-
gen zu bescheinigen. Dies gilt auch für bereits vorge-
nommene Übersetzungen, die zur Prüfung der Rich-
tigkeit und Vollständigkeit vorgelegt werden. Die 
Übersetzerin oder der Übersetzer ist verpfl ichtet, die 
ihr oder ihm anvertrauten Schriftstücke sorgsam 
aufzubewahren und von ihrem Inhalt Unbefugten 
keine Kenntnis zu geben.

  (5) Die ermächtigte Übersetzerin und der ermäch-
tigte Übersetzer sind verpfl ichtet, bei der Präsiden-
tin oder dem Präsidenten des nach §  36 Absatz  2 
zuständigen Landgerichts die persönliche Unter-
schrift zu hinterlegen. Die Präsidentin oder der 
Präsident des Landgerichts kann auf Antrag bestä-
tigen, dass die Unterschrift von der Übersetzerin 
oder dem Übersetzer herrührt und dass sie oder er 
mit der Anfertigung derartiger Übersetzungen be-
traut ist.

  (6) Wer nach Absatz  1 ermächtigt ist, kann die Be-
zeichnung „Durch die Präsidentin oder den Präsi-
denten des Oberlandesgerichts (Angabe des Ortes) 
ermächtigte Übersetzerin für (Angabe der Spra-
che/n, für die sie ermächtigt ist)“ oder „Durch die 
Präsidentin oder den Präsidenten des Oberlandesge-
richts (Angabe des Ortes) ermächtigter Übersetzer 
für (Angabe der Sprache/n, für die er ermächtigt 
ist)“ führen.“

4.  § 34 wird aufgehoben.

5.  § 35 wird wie folgt gefasst:

 „§ 35
  Gebärdensprachdolmetscherinnen und 

 Gebärdensprachdolmetscher

  (1) Zur Übertragung zwischen mündlicher Sprache 
und Gebärdensprache für gerichtliche und staats-
anwaltliche Zwecke werden Gebärdensprachdol-
metscherinnen und Gebärdensprachdolmetscher all-
gemein beeidigt im Sinne von § 189 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes.

  (2) Auf die allgemeine Beeidigung fi nden die §§ 3 bis 
5 und die §§ 7 bis 10 des Gerichtsdolmetschergeset-
zes entsprechende Anwendung.

  (3) Gebärdensprachdolmetscherinnen und Gebär-
densprachdolmetscher sind zur Geheimhaltung be-
sonders zu verpfl ichten und insbesondere auf die 
Vorschriften über die Wahrung des Steuergeheimnis-
ses gemäß §  30 der Abgabenordnung hinzuweisen. 
§  1 Absatz  2 und 3 des Verpfl ichtungsgesetzes gilt 
entsprechend.

  (4) Wer nach Absatz  1 allgemein beeidigt ist, kann 
die Bezeichnung „Allgemein beeidigte Dolmetsche-
rin für die Gebärdensprache“ oder „Allgemein be-
eidigter Dolmetscher für die Gebärdensprache“ füh-
ren.“

6.  Die §§ 36 bis 38 werden aufgehoben.

7.  § 39 wird § 34.
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8.  § 40 wird § 36 und wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „ihre oder seine 
berufl iche Niederlassung hat; in Ermange-
lung einer solchen ist der Wohnsitz maßge-
bend“ durch die Wörter „ihren oder seinen 
Wohnsitz hat; in Ermangelung eines solchen 
ist die berufl iche Niederlassung maßgebend“ 
ersetzt.

  bb)  In Satz 2 werden die Wörter „weder eine be-
rufl iche Niederlassung noch einen Wohnsitz“ 
durch die Wörter „weder einen Wohnsitz noch 
eine berufl iche Niederlassung“ ersetzt.

 b)  In Absatz  2 wird die Angabe „§  37“ durch die 
Wörter „§ 33 Absatz 1 und § 35 Absatz 1“ ersetzt.

9.  § 41 wird § 37 und wie folgt geändert: 

 a)  In Absatz  1 Nummer  1 werden das Wort „Dol-
metscherin“ durch das Wort „Gebärdensprach-
dolmetscherin“ und das Wort „Dolmetscher“ 
durch das Wort „Gebärdensprachdolmetscher“ 
ersetzt.

 b)  In Absatz  2 wird die Angabe „5 000“ durch die 
Angabe „3 000“ ersetzt.

10.  § 42 wird § 38.

11.  § 43 wird § 39 und wie folgt gefasst:

 „§ 39
 Vorübergehende Dienstleistungen

  (1) Übersetzerinnen und Übersetzer sowie Gebär-
densprachdolmetscherinnen und Gebärdensprach-
dolmetscher, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum zur Ausübung einer in §  33 Ab-
satz 1 oder § 35 Absatz 1 genannten oder vergleich-
baren Tätigkeit rechtmäßig niedergelassen sind, 
 dürfen diese Tätigkeit auf dem Gebiet des Landes 
Nordrhein-Westfalen wie eine in die gemeinsame 
Datenbank nach §  9 Absatz  2 Satz  2 des Gerichts-
dolmetschergesetzes eingetragene Person vorüberge-
hend und gelegentlich ausüben (vorübergehende 
Dienstleistungen). Wenn weder die Tätigkeit noch 
die Ausbildung zu dieser Tätigkeit im Staat der Nie-
derlassung reglementiert sind, gilt dies nur, wenn die 
Person die Tätigkeit dort während der vorhergehen-
den zehn Jahre mindestens zwei Jahre ausgeübt hat.

  (2) Vorübergehende Dienstleistungen sind nur zuläs-
sig, wenn die Person vor der ersten Erbringung von 
Dienstleistungen im Inland der nach §  36 Absatz  1 
zuständigen Behörde in Textform die Aufnahme der 
Tätigkeit angezeigt hat. Der Anzeige müssen neben 
den in die gemeinsame Datenbank nach § 9 Absatz 2 
Satz 2 des Gerichtsdolmetschergesetzes einzutragen-
den Angaben folgende Dokumente beigefügt sein:

 1.  eine Bescheinigung darüber, dass die Person in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum rechtmäßig 
zur Ausübung einer der in §  33 Absatz  1 oder 
§ 35 Absatz 1 genannten oder vergleichbaren Tä-
tigkeit niedergelassen ist und dass ihr die Aus-
übung dieser Tätigkeit zum Zeitpunkt der Vorlage 
der Bescheinigung nicht, auch nicht vorüber-
gehend, untersagt ist,

 2.  ein Berufsqualifi kationsnachweis,

 3.  sofern der Beruf im Staat der Niederlassung 
nicht reglementiert ist, einen Nachweis darüber, 
dass die Person die Tätigkeit dort während der 
vorhergehenden zehn Jahre mindestens zwei 
Jahre rechtmäßig ausgeübt hat, und

 4.  die Angabe der Berufsbezeichnung, unter der die 
Tätigkeit im Inland zu erbringen ist.

  (3) Die Anzeige ist jährlich zu wiederholen, wenn 
die Person beabsichtigt, während des betreffenden 
Jahres weiter vorübergehende Dienstleistungen im 
Inland zu erbringen.

  (4) Sobald die Anzeige nach Absatz  2 vollständig 
vorliegt und das Verfahren nach § 33 Absatz 2, § 35 
Absatz 2, jeweils in Verbindung mit § 5 des Gerichts-
dolmetschergesetzes, abgeschlossen ist, nimmt die 
zuständige Behörde mit der Aufnahme in die ge-
meinsame Datenbank nach § 9 Absatz 2 Satz 2 des 
Gerichtsdolmetschergesetzes eine vorübergehende 
Registrierung oder ihre Verlängerung um ein Jahr 
vor. Das Verfahren ist kostenfrei.

  (5) Die vorübergehenden Dienstleistungen der Ge-
bärdensprachdolmetscherin oder des Gebärden-
sprachdolmetschers, der Übersetzerin oder des Über-
setzers sind unter der in der Sprache des Niederlas-
sungsstaats für die Tätigkeit bestehenden Berufsbe-
zeichnung zu erbringen. Eine Verwechslung mit den 
in § 33 Absatz 6 und § 35 Absatz 4 aufgeführten Be-
rufsbezeichnungen muss ausgeschlossen sein.“

12.  Nach § 43 wird folgender Abschnitt 3 eingefügt:

 „Abschnitt 3:
 Sachverständige

 § 43a
 Übermittlung personenbezogener Daten

  (1) Gerichte und Staatsanwaltschaften dürfen per-
sonenbezogene Daten über die von ihnen herange-
zogenen Sachverständigen von Amts wegen an die 
Kammern im Geltungsbereich dieses Gesetzes über-
mitteln, denen die Sachverständigen angehören oder 
von denen diese benannt oder öffentlich bestellt und 
vereidigt worden sind.

  (2) Eine Übermittlung nach Absatz 1 ist zulässig zur 
Erfüllung der den Kammern gegenüber ihren Ange-
hörigen und bei der Benennung sowie öffentlichen 
Bestellung und Vereidigung von Sachverständigen 
obliegenden Aufgaben, wenn

 1.  gegen die Sachverständigen ein Ordnungsgeld 
verhängt oder der Vergütungsanspruch nach § 8a 
des Justizvergütungs- und -entschädigungsgeset-
zes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776) in der 
jeweils geltenden Fassung entfallen oder be-
schränkt worden ist,

 2.  Sachverständige die Pfl ichten nach den §§  407, 
407a, 411 Absatz  1 und 3 der Zivilprozessord-
nung sowie § 75 und § 72 in Verbindung mit § 48 
Absatz 1 der Strafprozessordnung in der jeweils 
geltenden Fassung mehr als nur geringfügig ver-
letzen oder

 3.  Tatsachen vorliegen, die geeignet sind, Zweifel an 
der besonderen Sachkunde oder Eignung, insbe-
sondere der unabhängigen, gewissenhaften und 
unparteilichen Leistungserbringung zu begründen.

  (3) Den Kammern können nach Maßgabe der Ab-
sätze 1 und 2 Vorgänge aus den Verfahrensakten 
übermittelt werden. Die für den Übermittlungs-
zweck nicht erforderlichen personenbezogenen Da-
ten sind zu anonymisieren, soweit dies keinen unver-
hältnismäßigen Aufwand erfordert.

  (4) Die §§  18 bis 21 des Einführungsgesetzes zum 
Gerichtsverfassungsgesetz sind entsprechend anzu-
wenden, soweit Bundesrecht keine Regelungen ent-
hält.“

13.  § 129a wird wie folgt gefasst:

 „§ 129a
 Gebühren und Auslagen

  In Hinterlegungssachen gelten für die Erhebung von 
Kosten (Gebühren und Auslagen) ergänzend zu § 124 
die Bestimmungen dieses Kapitels und das Gebüh-
renverzeichnis (Anlage zu § 124).“

14.  § 129c wird wie folgt gefasst:

 „§ 129c
 Weitere Auslagen

  Als weitere Auslagen werden erhoben:

 1.  die Beträge, die bei der Umwechslung von Zah-
lungsmitteln nach § 13 Absatz 2 Satz 2 des Hin-
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terlegungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 16. 
März 2010 (GV. NRW. S. 192) in der jeweils gel-
tenden Fassung oder bei der Besorgung von Ge-
schäften nach §  16 des Hinterlegungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen an Banken oder an andere 
Stellen zu zahlen sind, 

 2.  die Dokumentenpauschale nach der Num-
mer 9000 des Kostenverzeichnisses gemäß Anlage 
1 zu §  3 Absatz  2 des Gerichtskostengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Feb-
ruar 2014 (BGBl.  I S. 154) in der jeweils gelten-
den Fassung für Kopien und Ausdrucke, die an-
zufertigen sind, weil ein Antrag auf Annahme 
nicht in der erforderlichen Anzahl von Stücken 
vorgelegt worden ist.“

15.  Satz 2 der Anmerkung zu Nummer 2.3 der Anlage zu 
§ 124 wird wie folgt gefasst: 

  „Die Gebühr entsteht nicht im Fall einer Selbstaus-
kunft oder wenn die Einsicht zur Ausübung einer 
ehrenamtlichen Betreuung im Sinne von §  19 Ab-
satz  1, §  21 des Betreuungsorganisationsgesetzes 
vom 4. Mai 2021 (BGBl.  I S.  882, 917), das zuletzt 
durch Artikel  6 und 7 des Gesetzes vom 24. Juni 
2022 (BGBl.  I S. 959) geändert worden ist, benötigt 
wird.“

16.  In der Anmerkung zu Nummer  3.2 der Anlage zu 
§  124 werden nach den Wörtern „(§  189 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes),“ die Wörter „Gebärden-
sprachdolmetscherinnen und Gebärdensprachdol-
metschern,“ eingefügt.

17.  In der Anmerkung zu Nummer  3.4 der Anlage zu 
§  124 werden nach dem Wort „Dolmetschern“ die 
Wörter „sowie Gebärdensprachdolmetscherinnen 
und Gebärdensprachdolmetscher“ eingefügt und die 
Wörter „gemäß § 36 Absatz 1“ gestrichen.

321
Artikel 2

Änderung des Hinterlegungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen

In §  25 Absatz  2 des Hinterlegungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 16. März 2010 (GV. NRW. S. 192), das zu-
letzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2019 (GV.  NRW. S.  1004) geändert worden ist, wird die 
Angabe „§§  1814, 1818 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(§§ 1667, 1915 des Bürgerlichen Gesetzbuchs)“ durch die 
Angabe „§§  1844, 1845 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(§ 1667 Absatz 2, § 1888 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs)“ ersetzt.

2170
Artikel 3

Änderung des Berufsvormünderausführungsgesetzes

Das Berufsvormünderausführungsgesetz vom 17. Dezem-
ber 2002 (GV. NRW. S. 633), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 1. September 2020 (GV. NRW. S.  818) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Wör-
ter „Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuern“ durch 
die Wörter „berufl ichen Betreuerinnen und Betreuer“ 
ersetzt.

2.  In § 2 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 11“ durch 
die Angabe „§ 17“ ersetzt. 

40
Artikel 4

Änderung des Ausführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch

Das Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
vom 20. September 1899 (PrGS. NW S. 105), das zuletzt 
durch Artikel  22 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 
(GV. NRW. S. 90) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  In Artikel 18 § 3 wird die Angabe „, des § 1815“ ge-
strichen.

2.  Artikel 72 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  2 wird das Wort „,  Gegenvormundes“ ge-
strichen.

 b)  Der folgende Satz wird angefügt: 

   „§ 1 Absatz 2 und § 49 Absatz 1 Satz 2 des Landes-
beamtengesetzes Nordrhein-Westfalen vom 14. 
Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt 
durch Artikel  1 des Gesetzes vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 524) geändert worden ist, bleiben un-
berührt.“

312
Artikel 5

Änderung des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes 

In § 91 Absatz 1 Satz 4 des Landesrichter- und Staatsan-
wältegesetzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 812), 
das zuletzt durch Artikel  3 des Gesetzes vom 13. April 
2022 (GV. NRW. S.  524) geändert worden ist, wird die 
Angabe „§ 1896“ durch die Angabe „§ 1814“ ersetzt.

Artikel 6
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

Düsseldorf, den 6. Dezember 2022

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie

Mona  N e u b a u r

Der Minister der Finanzen

Dr. Marcus  O p t e n d r e n k

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Dr. Benjamin  L i m b a c h

– GV. NRW. 2022 S. 1072

2251

Hauptsatzung der 
Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen

Vom 18. November 2022

Aufgrund der § 49 Absatz 5, § 93 Absatz 5, § 94 Absatz 6, 
§  97 Absatz  2, §  98 Absatz  1, 3, 5, 6 und 10, §  103 Ab-
satz  3 des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen 
(LMG NRW) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), von de-
nen §  49 zuletzt durch Artikel  3 des Gesetzes vom 
13.  April 2022 (GV. NRW. S.  504), §§  93 und 98 zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. 
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S. 597), § 94 zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. 
April 2020 (GV. NRW. S.  284), §  97 zuletzt durch Arti-
kel  3 des Gesetzes vom 26. Februar 2019 (GV. NRW. 
S. 134), § 103 zuletzt durch Artikel 1 des 14. Rundfunk-
änderungsgesetzes vom 4. Juli 2014 (GV. NRW. S.  387) 
geändert worden sind, erlässt die Landesanstalt für Me-
dien Nordrhein-Westfalen folgende Satzung:

I.
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

Diese Satzung regelt Verfahren und Zusammenarbeit der 
Organe nach dem LMG NRW.

Verfahren und Zusammenarbeit von Organen nach dem 
Medienstaatsvertrag bleiben hiervon unberührt.

§ 2
Name und Sitz

(1) Die  Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen 
ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts.

(2) Die Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen 
hat ihren Sitz in Düsseldorf.

(3) Die Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen 
hat das Recht zur Selbstverwaltung nach Maßgabe des 
LMG NRW.

(4) Die Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen 
führt ein Dienstsiegel.

§ 3
Organe

Organe der Landesanstalt für Medien Nordrhein-West-
falen sind

1.  die Medienkommission

2.  die Direktorin oder der Direktor

§ 4
Aufgaben

Die Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen trifft 
im Interesse der Allgemeinheit die nach den Vorschriften 
des LMG NRW und den aufgrund dieses Gesetzes erlas-
senen Rechtsvorschriften sowie die ihr nach dem Medi-
enstaatsvertrag und anderen Rechtsvorschriften übertra-
genen erforderlichen Entscheidungen und Maßnahmen.

II.
Medienkommission

§ 5
Amtszeit

Die Amtszeit der ordentlichen Mitglieder der Medien-
kommission und ihrer Stellvertreterinnen und Stellver-
treter nach §  96 Absatz  1 LMG NRW beginnt mit dem 
ersten Zusammentritt der Medienkommission und endet 
mit dem ersten Zusammentritt der nachfolgenden Medi-
enkommission; dieser erfolgt in der letzten Woche der 
Amtszeit der vorangegangenen Medienkommission. Die/
Der amtierende Vorsitzende lädt die nach § 93 Absatz 2 
bis 5 entsandten oder bestimmten Personen, soweit ge-
setzlich vorgeschrieben, nach Durchführung des Verfah-
rens nach §  6 Absatz  2 bis 4, zur konstituierenden Sit-
zung der Medienkommission ein und leitet diese bis zur 
Wahl der/des neuen Vorsitzenden. 

§ 6
Entsendung, Mitgliedschaft

(1) Die/Der Vorsitzende der Medienkommission bittet 
sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit ihrer Mitglieder 
den Landtag und die nach § 93 Absatz 3 LMG NRW ent-
sendungsberechtigten Organisationen, innerhalb von 
vier Monaten die als Mitglieder der künftigen Medien-
kommission entsandten Personen und deren Stellver-
treterinnen und Stellvertreter zu benennen. Bei den ent-
sendungsberechtigten Stellen nach §  93 Absatz  4 LMG 

NRW erfolgt dies nach dem Beschluss des Landtages. 
Die nach § 93 Absatz 3 und 4 LMG NRW entsendungs-
berechtigten Organisationen weist sie/er darauf hin, dass 
mit der Entsendung das Verfahren und die Regelungen 
mitzuteilen sind, aufgrund derer die Personen entsandt 
worden sind. Weiterhin ist auf die Berücksichtigung von 
Frauen und Männern gemäß § 93 Absatz 2 bzw. den al-
ternierenden Geschlechterwechsel gemäß §  93 Absatz  7 
LMG NRW sowie auf die Beachtung der Vorschriften der 
§ 91 Absatz 1, § 93 Absatz 6 und 10 sowie § 95 Absatz 1, 
2 und 4 LMG NRW hinzuweisen.

(2) Die entsendungsberechtigten Organisationen nach 
§ 93 Absatz 3 und 4 LMG NRW haben zugleich mit der 
Entsendungsmitteilung die ordnungsgemäße Beschluss-
fassung über die benannten Personen zu bestätigen. 
Dazu sind insbesondere die notwendigen Bestimmungen 
über das zuständige Beschlussorgan, das Entsendungs-
verfahren einschließlich der Beschlussmodalitäten, zu 
beachtende Form- und Fristvorgaben zu übersenden und 
auf Nachfrage zu erläutern beziehungsweise glaubhaft 
zu machen. Sind nach §  93 Absatz  3 und 4 LMG NRW 
mehrere Organisationen gemeinsam entsendungsberech-
tigt, ist zusätzlich die Einigung auf die benannten Perso-
nen nachzuweisen. Die entsendungsberechtigten Stellen 
haben darüber hinaus alle Angaben zu machen, die zur 
Nachprüfung der Voraussetzungen einer Unvereinbarkeit 
gemäß § 91 Absatz 1 LMG NRW erforderlich sind.

(3) Die entsendungsberechtigten Organisationen nach 
§ 93 Absatz 3 LMG NRW müssen Frauen und Männer im 
Turnus der Amtsperioden alternierend berücksichtigen. 
Wird hiervon abgewichen, haben die entsendungsberech-
tigten Organisationen schriftlich mitzuteilen, aus wel-
chen Gründen ihnen aufgrund ihrer Zusammensetzung 
eine Entsendung von Frauen oder Männern regelmäßig 
oder im Einzelfall nicht möglich ist.

(4) Die/der amtierende Vorsitzende der Medienkommis-
sion prüft die ordnungsgemäße Entsendung der nach 
§  93 Absatz  3 und 4 LMG NRW benannten Personen. 
Sie/Er stellt die ordnungsgemäße Entsendung der be-
nannten Personen gegenüber den entsendungsberechtig-
ten Organisationen fest und gibt die Feststellungen der 
Medienkommission bekannt. Wird vom turnusmäßigen 
Wechsel der Geschlechter nach § 93 Absatz 7 LMG NRW 
abgewichen, wird die Medienkommission insoweit unter-
richtet.

§ 7

Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft eines 
ordentlichen oder stellvertretenden Mitglieds der Medi-
enkommission gemäß § 91 Absatz 2, § 92 Absatz 1 LMG 
NRW ist der/dem Vorsitzenden der Medienkommission 
durch Erklärung in Textform unverzüglich anzuzeigen. 
In den Fällen des §  91 Absatz  1 Nummer  11, 12 LMG 
NRW zieht die/der Vorsitzende die erforderlichen Urkun-
den bei. 

(2) Im Falle des Todes oder der Niederlegung des Amtes 
eines ordentlichen oder stellvertretenden Mitglieds der 
Medienkommission wird die Feststellung der vorzeitigen 
Beendigung der Mitgliedschaft durch die/den Vorsitzen-
de/n der Medienkommission getroffen. Die/Der Vorsit-
zende unterrichtet die Medienkommission in ihrer darauf-
folgenden Sitzung von der Beendigung der Mitgliedschaft. 
In allen anderen Fällen stellt die Medienkommission die 
vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft durch Beschluss 
fest.

(3) Ist die vorzeitige Beendigung gemäß Absatz 2 festge-
stellt, so fordert die/der Vorsitzende den Landtag oder 
die entsendungsberechtigte Organisation auf, binnen ei-
ner Frist von drei Monaten nach der Beendigung ein 
neues ordentliches und/oder stellvertretendes Mitglied 
für den Rest der laufenden Amtszeit der Medienkommis-
sion zu entsenden. Dabei weist sie/er auf die Vorschriften 
der § 91 Absatz 1, § 92 Absatz 3, § 93 Absatz 6 und 10 so-
wie § 95 Absatz 1, 2 und 4 LMG NRW hin. § 6 Absatz 2 
und 4 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

(4) Hinsichtlich des nach § 93 Absatz 5 LMG NRW be-
stimmten Mitglieds gilt § 96 Absatz 3 Satz 2 LMG NRW.
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§ 8
Sitzungen

(1) Die Sitzungen der Medienkommission werden von 
der/dem Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch 
sechsmal jährlich, einberufen. Auf Antrag von mindes-
tens einem Viertel der Mitglieder der Medienkommission 
oder auf Antrag der Direktorin/des Direktors muss die/
der Vorsitzende eine Sitzung der Medienkommission un-
verzüglich einberufen. Anträge nach Satz 2 müssen den 
gewünschten Beratungsgegenstand angeben.

(2) Die/der Vorsitzende der Medienkommission entschei-
det unter Einbeziehung der Ausschussvor-sitzenden über 
die Durchführung einer digitalen Sitzung unter Nutzung 
synchroner Bild- und Tonübertragung.

(3) Die Medienkommission tagt in öffentlicher Sitzung. 
In begründeten Ausnahmefällen kann die Medienkom-
mission mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder 
den Ausschluss der Öffentlichkeit beschließen. Personal-
angelegenheiten, die aus Gründen des Persönlichkeits-
schutzes des Personals der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen vertraulich sind, sind stets unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln. Die Öffent-
lichkeit kann für solche Angelegenheiten ausgeschlossen 
werden, bei denen die Erörterung von Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnissen Dritter unvermeidlich ist. 

(4) Sämtliche Beschlüsse und Ergebnisse der öffent-
lichen Beratungen der Medienkommission werden ge-
meinsam mit einer Teilnehmerliste im Online-Angebot 
der Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen un-
ter Wahrung der Schutzwürdigkeit von personenbezoge-
nen Daten und Betriebsgeheimnissen bekannt gemacht. 
Die Tagesordnung der Sitzung der Medienkommission 
wird mindestens zwei Wochen vor der Sitzung im On-
line-Angebot der Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen veröffentlicht. Dabei ist auf den Ort, Tag und 
Zeitpunkt des Beginns der Sitzung hinzuweisen. 

(5) Bei Verhinderung des ordentlichen Mitglieds nimmt 
die Stellvertreterin oder der Stellvertreter vollberechtigt 
an der Sitzung der Medienkommission und ihrer Aus-
schüsse teil.

(6) Die Direktorin/Der Direktor und ihre/seine Vertrete-
rin oder ihr/sein Vertreter nehmen an den Sitzungen der 
Medienkommission teil. Sie/Er hat das Recht, sich jeder-
zeit zu den Beratungsthemen zu äußern. Über die Teil-
nahme von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern der Landes-
anstalt für Medien Nordrhein-Westfalen entscheidet die/
der Vorsitzende auf Vorschlag der Direktorin/des Direk-
tors. Zu einzelnen Tagesordnungspunkten kann die/der 
Vorsitzende auch andere Personen hinzuziehen.

(7) Die für die Rechtsaufsicht zuständige Behörde ist be-
rechtigt, zu den Sitzungen der Medienkommission eine 
Vertreterin/einen Vertreter zu entsenden. Sie/Er hat das 
Recht, sich jederzeit zu den Beratungsthemen zu äußern.

§ 9
Ausschließung, Befangenheit, 

Auskunfts- und Anzeigepfl ichten

(1) Jedes ordentliche oder stellvertretende Mitglied der 
Medienkommission hat der/dem Vorsitzenden unverzüg-
lich solche Tatsachen mitzuteilen, die gemäß §  95 Ab-
satz 4 Satz 2 LMG NRW eine dauerhafte Interessenkolli-
sion begründen können. Verträge über die Beratung, Ver-
tretung oder ähnliche Tätigkeiten sind bei der/dem 
Vorsitzenden anzuzeigen, soweit diese nicht in Ausübung 
eines bereits angezeigten Berufes erfolgen. Liegen die 
Tatsachen nach Satz  1 in der Person der/des Vorsitzen-
den der Medienkommission vor, hat sie/er unverzüglich 
die Mitglieder der Medienkommission sowie die für die 
Rechtsaufsicht zuständige Behörde zu informieren. 
Fremde Interessen nach Satz  2 hat die/der Vorsitzende 
der für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde anzuzei-
gen.

(2) Wird eine dauerhafte Interessenkollision gemäß § 95 
Absatz  4 Satz  2 LMG NRW angezeigt oder festgestellt, 
legt die/der Vorsitzende die Angelegenheit der Medien-
kommission unverzüglich zur Beschlussfassung vor. 
Liegt die dauerhafte Interessenkollision in der Person 
der/des Vorsitzenden der Medienkommission, legt die 
Person, die die Stellvertretung im Vorsitz innehat, die 

Angelegenheit der Medienkommission unverzüglich zur 
Beschlussfassung vor. Die oder der Betroffene wirkt bei 
der Beschlussfassung nicht mit. Stellt die Medienkom-
mission eine dauerhafte Interessenkollision durch Be-
schluss fest, erlischt die Mitgliedschaft in der Medien-
kommission.

(3) Jedes ordentliche und stellvertretende Mitglied der 
Medienkommission gibt entsprechend der jeweiligen 
Vorschrift des Korruptionsbekämpfungsgesetzes in der 
aktuell geltenden Fassung in Verbindung mit §  95 Ab-
satz  5 LMG NRW die geforderten Auskünfte gegenüber 
dem/der Vorsitzenden der Medienkommission. Der/die 
Vorsitzende der Medienkommission erteilt die geforder-
ten Auskünfte gegenüber der für die Rechtsaufsicht zu-
ständigen Behörde. Die Auskünfte erfolgen einmal im 
Jahr zum 30.05. Die Auskünfte betreffende relevante Än-
derungen sind jeweils umgehend mitzuteilen. Bei Neu-
entsendungen in die Medienkommission sollen die ent-
sprechenden Auskünfte spätestens acht Wochen nach 
Amtseintritt erfolgen. Die Auskünfte werden im Internet 
im Online-Auftritt der Landesanstalt für Medien Nord-
rhein-Westfalen veröffentlicht.

(4) Hält ein Mitglied die Voraussetzungen einer Befan-
genheit entsprechend den Regelungen der §§ 20, 21 Ver-
waltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-West-
falen in der jeweils aktuellen Fassung, bei sich oder an-
deren für gegeben oder bestehen Zweifel, ob diese 
Voraussetzungen vorliegen, ist dies der/dem Vorsitzenden 
der Medienkommission mitzuteilen.

Die Medienkommission prüft, ob Mitglieder aufgrund 
dieser Vorschriften von der Beratung und Beschlussfas-
sung über einzelne Tagesordnungspunkte ausgeschlossen 
sind und stellt dies durch Beschluss fest. Die/Der Betrof-
fene darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken.

§ 10
Einladung, Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung

(1) Die/Der Vorsitzende lädt zu den Sitzungen der Medi-
enkommission durch Bereitstellung der Einladung im In-
tranet der Landesanstalt für Medien Nordrhein-West-
falen ein. Zwischen dem Tag der Bereitstellung und dem 
Tag der Sitzung müssen mindestens neun Werktage lie-
gen; in besonders eilbedürftigen Fällen sowie in den Fäl-
len des §  98 Absatz  7 LMG NRW kann die/der Vor-
sitzende diese Frist auf drei Werktage abkürzen. 

(2) Die Medienkommission ist in ihren Sitzungen be-
schlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mit-
glieder teilnehmen und alle Mitglieder nach Maßgabe 
von Absatz 1 geladen wurden. Sie bleibt beschlussfähig, 
solange nicht auf Antrag eines Mitglieds der Medien-
kommission die Beschlussunfähigkeit festgestellt ist. 

(3) Ist die Medienkommission beschlussunfähig, so sind 
alle Mitglieder innerhalb angemessener Frist mit der-
selben Tagesordnung erneut zu laden. In der darauf 
stattfi ndenden Sitzung ist die Medienkommission ohne 
Rücksicht auf die Zahl der teilnehmenden Mitglieder be-
schlussfähig. Beschlüsse dürfen jedoch nicht ausschließ-
lich mit den Stimmen der nach § 93 Absatz 2 LMG NRW 
entsandten Mitglieder gefasst werden.

(4) Die Medienkommission fasst ihre Beschlüsse in offe-
ner Abstimmung. Sofern die Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder dies beschließt, kann eine Abstimmung auch 
geheim durchgeführt werden.

(5) Beschlüsse der Medienkommission bedürfen der Zu-
stimmung der Mehrheit der an der Sitzung teilnehmen-
den Mitglieder. Über die Anwesenheit wird eine Liste 
 geführt. Nach §  9 Absatz  4 ausgeschlossene Personen 
gelten nicht als anwesend.

(6) Beschlüsse über die Erteilung, die Rücknahme oder 
den Widerruf einer Zulassung oder der Zuweisung einer 
Übertragungskapazität, über Untersagungen, die Siche-
rung der Meinungsvielfalt im Fernsehen, die Öffentlich-
keit von Sitzungen und über Satzungen und deren Än-
derung bedürfen der Zustimmung der Mehrheit der 
 Mitglieder.

(7) Der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder 
der Medienkommission bedürfen Beschlüsse über die 
Abwahl der Direktorin/des Direktors und über die Ab-
wahl der/des Vorsitzenden oder der/des stellvertretenden 
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Vorsitzenden der Medienkommission sowie über die Ab-
berufung von Mitgliedern der Ausschüsse der Medien-
kommission und ihrer Vorsitzenden und stellvertretenden 
Vorsitzenden.

§ 11
Wahlen

(1) Die Medienkommission kann Wahlen nur durchfüh-
ren, wenn zuvor ihre Beschlussfähigkeit festgestellt wor-
den ist.

(2) Wahlen sind mit verdeckter Stimmabgabe durchzu-
führen. Nach einstimmigem Beschluss kann eine Wahl 
auch offen durchgeführt werden. 

(3) Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder der Medienkommission auf sich vereinigt. 
Kommt eine Wahl hiernach nicht zustande, so fi ndet un-
verzüglich ein neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, 
wer die meisten Stimmen erhält.

(4) Bei Stimmengleichheit sind so lange weitere Wahl-
gänge durchzuführen, bis das nach Absatz 3 Satz 2 erfor-
derliche Quorum erreicht ist. 

(5) Nimmt die gewählte Person die Wahl nicht an, so fi n-
det nach den Vorschriften des Absatzes 3 ein neuer Wahl-
gang statt.

(6) Sind in einer Sitzung der Medienkommission nach 
§ 98 Absatz 7 Satz 2 LMG NRW weniger als die Mehr-
heit der Mitglieder anwesend, so sind bei der Wahl die 
Stimmen der nach § 93 Absatz 2 LMG NRW entsandten 
Mitglieder der Medienkommission gesondert zu sammeln 
und auszuzählen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte 
der abgegebenen Stimmen erhält, sofern diese nicht aus-
schließlich von den nach § 93 Absatz 2 LMG NRW ent-
sandten Mitgliedern abgegeben worden sind.

(7) Abweichend von Absatz 2 Satz 2 wählen die entsand-
ten Mitglieder nach § 93 Absatz 3 LMG NRW in gehei-
mer Abstimmung eine Bewerberin oder einen Bewerber, 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter sowie min-
destens zwei weitere Personen als Nachrückende für den 
Fall des vorzeitigen Ausscheidens des Mitgliedes oder 
des stellvertretenden Mitgliedes nach § 93 Absatz 5 LMG 
NRW. Im Übrigen gilt § 11 Absatz 3 bis 6 entsprechend. 
Die Wahl des ordentlichen Mitgliedes erfolgt separat zur 
Wahl des stellvertretenden Mitgliedes. Die Wahl der 
nachrückenden Personen kann in einem Wahlgang erfol-
gen, wobei im Falle einer Stimmgleichheit durch Stich-
wahl entschieden wird. 

§ 12
Niederschrift

Über jede Sitzung der Medienkommission ist eine Nie-
derschrift zu fertigen.

§ 13
Ausschüsse

(1) Die Medienkommission bildet folgende ständige Aus-
schüsse:

1.  Ausschuss für Haushalt und Finanzen,

2.  Ausschuss für Medienvielfalt und Medienzugang

3.  Ausschuss für Medienorientierung und Partizipation  

4.  Ausschuss für Programmaufsicht und Programm-
qualität

5.  Ausschuss für Interne Fortbildung und Forschungs-
koordination.

(2) Die Medienkommission kann für sonstige Aufgaben 
weitere Ausschüsse bilden. Dabei soll der Auftrag des 
Ausschusses zeitlich befristet werden. Im Falle einer Be-
fristung gilt der Ausschuss mit dem Ablauf der Frist als 
aufgelöst, wenn nicht die Medienkommission zuvor das 
Mandat des Ausschusses verlängert.

(3) Die in Absatz  1 Nummer  1 bis 5 bezeichneten Aus-
schüsse sollen aus mindestens jeweils fünf Mitgliedern 
bestehen. Die Anzahl der Mitglieder der jeweiligen Aus-
schüsse nach Absatz 2 bestimmt die Medienkommission.

(4) Die Mitglieder, die Vorsitzenden sowie die stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Ausschüsse werden von der Me-
dienkommission aus ihrer Mitte gewählt. Jedes Mitglied 
der Medienkommission darf nur einem ständigen Aus-
schuss angehören. Zu Beginn der Amtsperiode bittet der/
die Vorsitzende der Medienkommission die Mitglieder 
um Mitteilung, welchem der Ausschüsse sie angehören 
möchten. Bei der Zusammensetzung der jeweiligen Aus-
schüsse ist dem Gebot der Staatsferne Rechnung zu tra-
gen und auf eine hinreichend plurale Besetzung Bedacht 
zu nehmen; insbesondere darf der Anteil der nach §  93 
Absatz  2 entsandten Mitglieder in den jeweiligen Aus-
schüssen nicht mehr als ein Drittel betragen. Zur Sicher-
stellung der vorgenannten Grundsätze wirkt die/der Vor-
sitzende auf eine Verständigung hin. Bei der Bestimmung 
der Vorsitzenden der Medienkommission und der Aus-
schüsse sowie bei der Bestimmung der stellvertretenden 
Vorsitzenden ist gleichfalls sicherzustellen, dass der An-
teil der nach § 93 Absatz 2 LMG NRW entsandten Mit-
glieder jeweils nicht mehr als ein Drittel beträgt. 

(5) Die Ausschüsse tagen in nichtöffentlicher Sitzung.

(6) Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. Im Übrigen gelten 
für Beschlüsse und Verfahren der Ausschüsse die Bestim-
mungen des § 8 Absatz 1, 2 und 5 bis 7, § 9 Absatz 4, § 10 
Absatz  1, 2 Satz  2, Absatz  4 und 5 und §  12 entspre-
chend.

(7) Die/Der Vorsitzende und die/der stellvertretende Vor-
sitzende der Medienkommission können mit beratender 
Stimme an den Sitzungen der Ausschüsse teilnehmen.

(8) Mitglieder der Medienkommission, die einem Aus-
schuss nicht angehören, können an dessen Sitzungen mit 
beratender Stimme teilnehmen.

§ 14
Aufgaben der Ausschüsse

(1) Die Ausschüsse dienen der Vorbereitung von Sitzun-
gen und Beschlüssen der Medienkommission. Sie beraten 
die Beschlüsse der Medienkommission im jeweiligen 
Aufgabenbereich vor und berichten der Medienkommis-
sion. Im Einzelfall kann die Medienkommission eine An-
gelegenheit zur Vorberatung auch an Ausschüsse über-
weisen.

(2) Ausschüsse können gemeinsam tagen. 

§ 15
Zuständigkeit des Ausschusses 

für Haushalt und Finanzen

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen befasst sich 
insbesondere mit:

–  dem Haushalt und dem Jahresabschluss nach §§ 109 
bis 116 LMG NRW,

–  der Finanzplanung nach § 110 Absatz 4 LMG NRW,

–  fi nanzwirksamen, zustimmungsbedürftigen Maßnah-
men auf Basis der Empfehlung des jeweiligen Fach-
ausschusses nach § 89, § 94 Absatz 2 Nummer 1 bis 5, 
§ 99 Absatz 1, § 116 Absatz 2 LMG NRW 

und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor.

§ 16
Zuständigkeit des Ausschusses 

für Medienvielfalt und Medienzugang

Der Ausschuss für Medienvielfalt und Medienzugang un-
terstützt und begleitet die Medienkommission in allen 
Fragen der Medienvielfalt und des Medienzugangs. 

Er befasst sich insbesondere mit: 

–  der Regulierung zu Zugang, Auffindbarkeit und Viel-
faltssicherung auf Plattformen, Benutzeroberfl ächen 
und bei Intermediären,

–  neuen Regulierungsbedarfen aufgrund der Medien-
entwicklung,

–  der Förderung der Vielfalt am Standort: Startups und 
Innovationen bei Unternehmen,
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–  den medienwirtschaftlichen Entwicklungen

 und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor.

§ 17
Zuständigkeit des Ausschusses 

für Medienorientierung und Partizipation

Der Ausschuss für Medienorientierung und Partizipation 
unterstützt und begleitet die Medienkommission in Fra-
gen der Förderung der Medienkompetenz, der Förderung 
und Weiterentwicklung von Bürgermedien sowie in Fra-
gen der Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern in und 
an digitalen Medien.

Er befasst sich insbesondere mit den Themen der: 

–  Medienkompetenz

–  Prävention 

–  Partizipation: Bürgerfunk, Bürgerfernsehen, Lehr- 
und Lernsender, Campusradios, nichtkommerziellen 
Blogs und Podcasts

und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor.

§ 18
Zuständigkeit des Ausschusses 

für Programmaufsicht und Programmqualität 

Der Ausschuss für Programmaufsicht und Programm-
qualität unterstützt und begleitet die Medienkommission 
in Fragen der programmlichen Entwicklung im privaten 
Rundfunk und in Telemedien.

Er befasst sich insbesondere mit: 

–  der Zulassung von Veranstaltern und Zuweisung von 
Kapazitäten, der Aufsicht über Inhalte von Rundfunk 
und Telemedien,

–  der Begleitung der Arbeit der ZAK und der KJM zu 
Jugendschutz, Programmaufsicht und Werbung,

–  der Beobachtung der Entwicklung der Programmqua-
lität in Hörfunk und Fernsehen, einschließlich Barrie-
refreiheit,

–  der Qualität und Wettbewerbsfähigkeit des Lokal-
funks,

–  der Qualitätssicherung durch Förderung der journa-
listischen Aus- und Weiterbildung 

und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor.

§ 19
Zuständigkeit des Ausschusses 

für Interne Fortbildung und Forschungskoordination 

Der Ausschuss für Interne Fortbildung und Forschungs-
koordination unterstützt und begleitet die Medienkom-
mission im Bereich der Fortbildung. 

Er befasst sich insbesondere mit:

–  der Planung von Inhalten für die Fortbildung der Mit-
glieder der Medienkommission laut LMG NRW,

–  der Durchführung von Fortbildungsmaßnahmen auch 
im Rahmen seiner Ausschusssitzungen, 

–  dem Überblick und den Anregungen zu Forschungs-
projekten der Fachausschüsse 

und bereitet entsprechende Entscheidungen der Medien-
kommission vor.

§ 20
Geschäftsordnung

Die Medienkommission gibt sich und ihren Ausschüssen 
eine Geschäftsordnung. Sie enthält insbesondere nähere 
Regelungen über die Rechte und Pfl ichten der Mitglieder 
der Medienkommission und ihrer/ihres Vorsitzenden so-
wie über die Vorbereitung und Durchführung der Sitzun-
gen, soweit solche Regelungen nicht bereits durch Gesetz 
oder Satzung getroffen worden sind.

III.
Direktor

§ 21
Zuständigkeit

Die Zuständigkeiten der Direktorin/des Direktors erge-
ben sich aus §  103 LMG NRW. Sie/Er vertritt die Lan-
desanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen gerichtlich 
und außergerichtlich gemäß § 102 LMG NRW.

(2) Rechtsverbindliche Erklärungen für die Landesan-
stalt für Medien Nordrhein-Westfalen in Angelegenhei-
ten, die über die Zuständigkeit der Direktorin/des Di-
rektors nach § 103 LMG NRW hinausgehen, kann sie/er 
unter dem ausdrücklichen Vorbehalt der Zustimmung 
der Medienkommission abgeben. Deren Zustimmung ist 
unverzüglich einzuholen.

(3) Die Medienkommission überträgt die Aufgaben der 
Telemedienaufsicht nach § 24 Absatz 3, § 104 Absatz 1, 
§ 106 Absatz 3 Medienstaatsvertrag vom 14. bis 28. April 
2020 (GV. NRW. S.  524), der zuletzt durch den Zweiten 
Medienänderungsstaatsvertrag vom 14. bis 27.12.2021 
(GV. NRW. S. 425) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§  1 Absatz  1 Telemediengesetz vom 26. Februar 2007 
(BGBl. I S. 179), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 12. August 2021 (BGBl. I S. 3544) geändert worden 
ist, sowie der Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten nach § 115 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 5 
und 10 bis 23 Medienstaatsvertrag und § 11 Absatz 1, 2 
Nummer  2 Telemediengesetz sowie Unbedenklichkeits-
bescheinigungen der Direktorin/dem Direktor. Die Di-
rektorin/Der Direktor kann Verfahren von besonderer 
Bedeutung der Kommission zur Entscheidung vorlegen. 
Verfahren von besonderer Bedeutung liegen insbeson-
dere dann vor, wenn durch Telemedienangebote in 
Rechte Dritter eingegriffen wird, Belange der öffentli-
chen Meinungsbildung berührt werden oder die Angele-
genheit eine erheblich über den Einzelfall hinausge-
hende Bedeutung hat. Die Befassung der Medienkom-
mission mit Verfahren von besonderer Bedeutung erfolgt 
in Abstimmung der Direktorin/des Direktors mit dem 
Vorsitzenden der Medienkommission. Die Direktorin/
Der Direktor unterrichtet den Ausschuss für Programm 
und Programmqualität sowie die Medienkommission 
über Art und Anzahl der im Zusammenhang mit der 
 Telemedienaufsicht nach Satz 1 geführten Verfahren.

(4) Die Direktorin/Der Direktor unterrichtet die Medi-
enkommission und deren Ausschüsse regelmäßig über 
grundsätzliche Angelegenheiten, insbesondere über 
wichtige aktuelle Fragen der Medienpolitik. Sie/Er in-
formiert die Medienkommission und deren Ausschüsse 
regelmäßig über Entscheidungen der DLM und der 
Kommissionen ZAK, KJM und KEK nach § 104 Absatz 2 
Nummer 1, 3 und 4 Medienstaatsvertrag. Die/Der Vorsit-
zende der Medienkommission informiert die Medien-
kommission und deren Ausschüsse über Entscheidungen 
der GVK nach § 104 Absatz 2 Nummer 2 Medienstaats-
vertrag. 

IV.
Sonstiges

§ 22
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Landesanstalt 
für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) vom 2. Juni 2017 
(GV. NRW. S. 678), zuletzt geändert durch Satzung vom 
29. Juli 2021 (GV. NRW. S. 924), außer Kraft.

Düsseldorf, den 18. November 2022

Der Direktor 
der Landesanstalt für Medien 

Nordrhein-Westfalen 

Dr. Tobias  S c h m i d

– GV. NRW. 2022 S. 1074
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